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FACHBEREICH STADTPLANUNG

 Bebauungsplan Nr. 37
- Wüllen Nord -

Abschnitt 2

STADT AHAUS
Die Bürgermeisterin

In Vertretung

Thomas
Hammwöhner

Technischer
Beigeordneter

Baugrenze 

( § 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)
Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

- siehe Text Nr. 10 und 11 -

z.B.

        Sockelhöhe als Höchstmaß

        Traufwandhöhe als Höchstmaß

Zahl der Vollgeschosse      als Höchstmaß 

Grundflächenzahl

SH 0,4 mz.B.  

TH 4,2 m

z.B.          Firsthöhe als Höchstmaß FH 9,5 m

z.B.

II

- siehe Text Nr. 6  -0,3z.B.   

( § 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 16 bis 21a BauNVO)
Maß der baulichen Nutzung

- siehe Text Nr. 8 -Höhe baulicher Anlagen 

D nur Doppelhäuser zulässig         

Bauweise ( § 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)

- siehe Text Nr. 7 -

o offene Bauweise

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) - siehe Text Nr. 1 und 2  -

( § 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 1 bis 14 BauNVO)
Art der baulichen Nutzung

Festsetzungen ( § 9 (1) , (1a), (2), (2a), (3), (4) und (7) BauGB)

Planzeichenerklärung

WA

Grünflächen (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

Öffentliche Grünfläche

Anpflanzungen, Erhaltung von Bepflanzungen, Bindungen für
Bepflanzungen und Gewässer ( § 9 (1) Nr. 25 BauGB)
Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie
Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern

Örtliche Bauvorschriften
( § 9 (4) BauGB und § 86 (4) BauO NRW)

Dächer ( § 86 (1) Nr. 1 BauO NRW)

SD Satteldach

- siehe Text Nr. 31 -

Abgrenzung sonstiger unterschiedlicher Festsetzungen

z.B.

z.B.   WA Teile des Baugebietes für die die Nutzung unterschiedlich festgesetzt ist

Kennzeichnungen ( § 9 (5) BauGB)

Nachrichtliche Übernahmen/Vermerk ( § 9 (6) und (6a) BauGB)

1

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfall- und Abwasserbeseitigung,

Flächen für die Abwasserbeseitigung

einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser,
sowie Ablagerungen (§ 9 (1) Nr. 12 und 14 BauGB)

Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich i.S. des
§ 1a (3) BauGB (§ 9  (1a) BauGB)

         Fläche zum AusgleichAF

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

35° - 45°         Dachneigung als Mindest- und Höchstmaß

Sonstige PlanzeichenSonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs ( § 9 (7) BauGB)

Sonstige Darstellungen
vorhandene Gebäude

Flurgrenze

Flurnummer

Flurstücksgrenze

Flurstücksgrenze (geplant)

Flurstücksnummer40

Flur 7

2
2

43,60z.B.

Fuß- und Radweg 

Geländepunkt mit der Angabe der Geländehöhe in Metern (m) über Normalhöhennull (NHN)
zwingend
Die Geländehöhe bezieht sich auf die Oberkante der endgültig fertig gestellten Straße im Bereich
der Straßenbegrenzungslinie

Öffentliche Parkfläche 

Verkehrsberuhigter Bereich  

Straßenverkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen ( § 9 (1) Nr.11 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen und Schutz, zur Pflege und

Erhalt: Bäume, entnommen örtlicher Aufnahme vom  Dezember 2021

Anlage von:         Blänken/Flutmulden mit Nassgrünland

zur Entwicklung von Natur und Landschaft

Wasserschutzgebiet Ortwick

Bezeichnung Wasserschutzgebiet Ortwick, Schutzzone III

Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20  BauGB)

    Anlage von:         Magere Extensivweide2

    Anpflanzen:         freiwachsende Hecke6

Anpflanzen:        Straßenbäume             - siehe Text Nr. 28 -

    Anpflanzung:      Flugstraße für Fledermäuse7 - siehe Text Nr. 25 -

- siehe Text Nr. 25 -

- siehe Hinweis Nr. 5 -

- siehe Text Nr. 2 -

- siehe Text Nr. 9.2 -

Umgrenzung der Fläche für CEF-Maßnahmen

Verfahrensvermerke

Der Rat der Stadt hat am 15. November 2018 beschlossen, diesen Bebauungsplan aufzustellen. Der

Aufstellungsbeschluss ist am .....................  gem. § 2 (1) Satz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht worden.

Von der Beteiligung der Regionalplanungsbehörde nach § 34 LPlG ist gem. § 34 (6) LPlG abgesehen worden.

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB ist am 21. November 2013 in der Zeit vom

11. November 2013  bis einschließlich 10. Dezember 2013  durchgeführt worden. Ort und Zeit/Dauer sind am

7. November 2013  ortsüblich bekannt gemacht worden.

Die frühzeitigen Beteiligung der Behörden nach § 4 (1) BauGB ist mit Schreiben vom 8. Oktober 2013 in der Zeit vom

11. Oktober 2013  bis einschließlich 11. November 2013  durchgeführt worden.

Der Entwurf dieses Bebauungsplans hat mit der Begründung und den nach Einschätzung der Stadt wesentlichen,

bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom 28. April 2021   bis einschließlich 28.05.2021

öffentlich ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener

Informationen verfügbar sind, sind am 20. April 2021  ortsüblich bekannt gemacht worden. In dieser Bekanntmachung

ist darauf hingewiesen worden, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden können, dass

nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben

können und dass ein Antrag nach § 47 VwGO unzulässig ist, wenn die den Antrag stellenden Person nur

Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht hat,

aber hätten geltend machen können.

Die nach § 4 (2) BauGB Beteiligten sind von der Auslegung mit Schreiben vom 28. April 2021   benachrichtigt worden.

Der Rat der Stadt hat am .....................   die fristgerecht abgegebenen Stellungnahmen geprüft; das Ergebnis ist

mitgeteilt worden (§ 3 (2) BauGB).

Die Beteiligung der Behörden nach § 4 (2) BauGB ist gleichzeitig mit dem Verfahren nach

§ 3 (2) BauGB durchgeführt worden (§ 4a (2) BauGB).

Der Entwurf dieses Bebauungsplans hat mit der Begründung in der Zeit vom 27. Mai 2022 bis einschließlich 27. Juni

2022 erneut öffentlich ausgelegen (2. Auslegung). Ort und Dauer der Auslegung sind am 19. Mai 2022 ortsüblich

bekanntgemacht worden.  In dieser Bekanntmachung ist darauf hingewiesen worden, dass Stellungnahmen während

der Auslegungsfrist abgegeben werden können, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der

Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können und dass ein Antrag nach § 47 VwGO

unzulässig ist, wenn die den Antrag stellenden Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der

öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätten geltend machen können

Die nach § 4 (2) BauGB Beteiligten sind von der Auslegung mit Schreiben vom 27. Mai 2022 benachrichtigt worden.

Der Rat der Stadt hat am 07.05.2019 die fristgerecht abgegebenen Stellungnahmen geprüft; das Ergebnis ist mitgeteilt

worden (§ 3 (2) i. V. m. § 4a (3) Satz 1 bis  4 BauGB).

Der Entwurf dieses Bebauungsplans ist nach dem Verfahren nach § 4 (2) BauGB geändert und ergänzt worden. Die

erneute Beteiligung der Behörden nach § 4 (2) BauGB ist gleichzeitig mit dem Verfahren nach § 3 (2) BauGB (2.

Auslegung) durchgeführt worden (§ 4 (2) i. V. m. § 4a (3) Satz 1 bis 4 BauGB).

Dieser Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt am .....................   gem. § 10 (1) BauGB i. V. m. § 86 (4) BauO NRW

sowie den §§ 7 und 41 GO NRW als Satzung beschlossen worden. Die Begründung wurde gebilligt.

Ahaus, den .....................

.....................
 Karola Voß

Bürgermeisterin

Der Beschluss über diesen Bebauungsplan ist am .....................  gem. § 10 (3) Satz 1 BauGB ortsüblich

bekanntgemacht worden. In dieser Bekanntmachung ist gem. § 10 (3) Satz 3 BauGB darauf hingewiesen worden, wo

der Bebauungsplan mit der Begründung und die zusammenfassende Erklärung nach § 10 (4) BauGB eingesehen

werden kann. In dieser Bekanntmachung ist ebenfalls auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 und (4) BauGB,

des § 215 (1) BauGB sowie auf die Vorschriften des § 7 (6) GO NRW hingewiesen worden.

Dieser Bebauungsplan ist am .....................  gem. § 10 (3) Satz 4 BauGB i. V. m. § 6 (1) Satz 2 BkanntmVO in Kraft

getreten.

Ahaus, den .....................

.....................
 Karola Voß

Bürgermeisterin
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Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung  -  BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786).

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung  -
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Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung -
BekanntmVO) vom 26. August 1999 (GV. NRW. S. 516), zuletzt geändert § 4 zuletzt geändert durch Verordnung
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§ 1 der Verordnung zur Durchführung des Baugesetzbuches vom 7. Juli 1987 (GV. NRW. S. 220), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 28. August 2018 (GV. NRW. S. 468).

Hauptsatzung der Stadt Ahaus vom 13. Oktober 2010, zuletzt geändert durch die 9. Änderungssatzung vom 18.
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Text
Festsetzungen  (§ 9 (1), (1a), (2), (2a), (3), (4) und (7) BauGB)
Art der baulichen Nutzung  (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 1 bis 14 BauNVO)
Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO)

1. Die Ausnahmen in § 4 (3) BauNVO sind nicht Bestandteil des Bebauungsplans (§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO).

2. In dem als WA1.1 und WA1.2 gegliederten Teil des WA1-Gebietes sind die allgemein zulässigen Nutzungen

nach § 4 (2) Nr. 2 und 3 BauNVO nicht zulässig (§ 1 (4) BauNVO).

    Sondergebiet - Tiny

3. In dem als SO gekennzeichneten Gebiet sind Wohnutzungen in Kleinsthäusern mit einer maximalen

Grundfläche von 60 qm zulässig.

4. In dem als SO gekennzeichnet Gebiet sind Gemeinschaftshäuser mit Funktionen die den Bewohnern im

Alltag der Kleinsthäuser dienen zulässig:

1. Waschräume

2. Gästeräume

3. Küche

4. Gesellschaftsraum

5. Abstellräume

6. Geräteräume

7. Computerräume

8. Werkstatt

9. Fahrradabstellräume

     Stellplätze und Garagen (§ 12 BauNVO)

5. Soweit der Bebauungsplan nichts anderes festsetzt, sind Stellplätze und Garagen, die unmittelbar an eine

    öffentliche Straßenverkehrsfläche angeschlossen werden sollen, nicht zulässig. Satz 1 gilt für Baugrundstücke,

    auf denen mehr als zwei Stellplätze oder Garagen hergestellt werden sollen (§§ 12 (6) BauGB).

Maß der baulichen Nutzung  (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 16 bis 21a BauNVO)
Grundflächenzahl, zulässige Grundfläche  (§ 19 BauNVO)

6. Die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen der in § 19 (4) Satz 1 BauNVO bezeichneten

    Anlagen bis zu bis zu einer GRZ von 0,6 überschritten werden. § 19 (4) Satz 2 und 4 BauNVO ist nicht Bestandteil des

Bebauungsplans (§ 19 (4) Satz 3 BauNVO).

Vollgeschosse, Geschossflächenzahl, Geschossfläche  (§ 20 BauNVO)

7. In dem WA1 - und WA2 - Gebiet ist ein zweites Vollgeschoss zulässig, wenn es mit geneigten Dachflächen

errichtet wird und die Höhe nach § 2 (5) Satz 1 BauO NRW über weniger als 80 v. H. seiner Grundfläche hat.

Höhe baulicher Anlagen  (§ 18 BauNVO)

8. (1) Oberer Bezugspunkt für die Berechnung

· der Firsthöhe (FH) / Oberkante Gebäude (OKG) ist die obere Dachkante.

· der Traufwandhöhe (TH) ist gleich dem oberen Bezugspunkt für die Berechnung der Wandhöhe in § 6 (4)

Satz 2 BauO NRW.

· der Sockelhöhe (SH) ist die Fußbodenoberkante des Erdgeschosses; als Fußbodenoberkante gilt der

fertige Fußboden.

Ausnahmsweise kann in dem WA1 - und WA2 - Gebiet eine Abweichung von den Festsetzungen über das Höchstmaß

baulicher Anlagen zugelassen werden für

1. die Traufwandhöhe; die Festsetzung über die Zulässigkeit des zweiten Vollgeschoss in Text Nr. 4 

bleibt unberührt.

2. untergeordnete Gebäudeteile.

(2) Unterer Bezugspunkt für die Berechnung der Höhe baulicher Anlagen ist die gemittelte Höhe der Straßenachse

zwischen den Schnittlinien der Straßenachse mit den beiden seitlichen Außenwänden. Bei Eckgrundstücken gilt jeweils

die längere Grundstücksseite.

Bauweise  (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)
9. Ausnahmsweise können

1. im WA 1 und WA3-Gebiet auch Doppelhäuser zugelassen werden.

2. im WA 2-Gebiet auch Einzelhäuser zugelassen werden.

Parkflächen und Baumstandorte auf den Straßenverkehrsflächen bleiben unberührt.

Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)
10. Für das WA - Gebiet gilt, soweit der Bebauungsplan nichts anderes festsetzt, kann abweichend von § 23 (3)

Satz 2  BauNVO ein Vortreten von Gebäudeteilen um bis zu 2,0 m zugelassen werden.

Die Abweichung nach Satz 1 ist auf die rückwärtige Baugrenze beschränkt (§ 23 (3) Satz 3 BauNVO).

11. Soweit der Bebauungsplan nichts anderes festsetzt, sind Garagen und Stellplätze nur auf den überbaubaren

Grundstücksflächen zulässig.

Ein Überschreiten

1. der seitlichen Baugrenzen bis an die Nachbargrenze,

2. der seitlichen Baugrenze bis zu maximal 1,0 m an eine öffentliche Verkehrsfläche heran,

3. der rückwärtigen Baugrenzen um bis zu 2,0 m

ist zulässig, soweit der Bebauungsplan für die betreffenden Flächen nichts anderes festsetzt

(§ 23 (5) BauNVO); dies gilt auch für Nebenanlagen i. S. des § 14 BauNVO, soweit es sich um Gebäude i. S. des

§ 2 (2) BauO NRW handelt. Ausgenommen sind Gebäude i. S. des § 65 (1) BauO NRW.

Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden  (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB)

12. In dem WA-Gebiet ist die Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (Wo), die als Einzelhäuser mit seitlichem

Grenzabstand errichtet werden auf zwei, im Übrigen auf eine Wohnung beschränkt.

Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 (1) Nr. 13 BauGB)

13. Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen.

Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)

Artenschutzrechtliche Festsetzungen

14. Die Beseitigung von Gehölzen ist zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar (und somit außerhalb der Brutzeit

von Vögeln) vorzunehmen; § 39 (5) Nr. 2 BNatSchG bleibt unberührt. Alternativ können Gehölzfreimachungen aus

Sicht des gesetzlichen Artenschutzes auch innerhalb dieses Zeitraumes erfolgen, sofern bei vorangehenden

Kontrollbegehungen durch geeignete fachkundige Personen im konkreten Fall nachgewiesen wird, dass keine

Brutreviere von Vögeln betroffen sind und damit nicht gegen die Zugriffsverbote nach § 44 (1) BNatSchG verstoßen

wird.

15. Die Baufeldfreimachung ist zwischen dem 01. August und 28. Februar (und somit außerhalb der Brutzeit von Vögeln)

vorzunehmen; § 39 (5) Nr. 2 BNatSchG bleibt unberührt. Alternativ kann eine Baufeldfreimachung aus Sicht des

gesetzlichen Artenschutzes auch innerhalb dieses Zeitraumes erfolgen, sofern bei vorangegangener Kontrollbegehung

durch geeignete fachkundige Personen im konkreten Fall nachgewiesen wird, dass  keine  Fortpflanzungs-  oder

Ruhestätten von Vögeln betroffen sind und damit nicht gegen die Zugriffsverbote nach § 44 (1) BNatSchG verstoßen

wird.

16. Vor Beginn der Beseitigung von Gehölzen ist bei vorangehenden Kontrollbegehungen durch geeignete

fachkundige Personen im konkreten Fall auf  Baumhöhlen  oder  andere als  dauerhafte Niststätte  /  Bruthöhle

geeignete  Strukturen  und  deren  Besatz  zu überprüfen. Im Falle eines Nachweises ist die weitere

     Vorgehensweise mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

17. Die Beseitigung der Gebäudestrukturen ist zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar

(und somit außerhalb der Brutzeit von Vögeln) vorzunehmen; § 39 (5) Nr. 2 BNatSchG bleibt

unberührt. Vor Beginn des Abbruchs muss eine Überprüfung durch eine geeignete fachkundige Person auf

Vorkommen  von  Fledermäusen  und  /  oder  Brutvögel stattfinden. Sollten  Nachweise  von  Fledermäusen

erbracht  werden, sind diese fachgerecht zu bergen und zu versorgen.

18. Für die Straßenbeleuchtung sind zu verwenden:

1. Insektenfreundliche Leuchtmittel (Leuchtmittel ohne bzw. mit nur geringem  Ultraviolett-  bzw.  Blauanteil  im

Lichtspektrum,  z.B.  LED-Lampen oder Lampen mit einem engen Spektralbereich wie

Natrium-Niederdrucklampen  (monochromatische  „Gelblichtlampen“)

2. Gerichtetes Abstrahlen der Lampen nach unten (keine Abstrahlung nach oben, wenig Lichtstreuung)

3. Größtmöglicher Abstand von angrenzenden Gehölzbeständen

4. So wenig Lichtpunkte wie möglich und in niedriger Höhe und nach oben abgeschirmt

19. Nächtliche Bauarbeiten oder nächtliche Beleuchtung der Baustelle sind zwischen dem 01. März und 31. Oktober zur

Vermeidung  von  Beeinträchtigungen  von  Fledermäusen  und dämmerungs- und nachtaktiven Vogelarten zwischen

Sonnenuntergang und Sonnenaufgang  unzulässig.

20. Zur Sicherstellung der Minimierung der entstehenden Beeinträchtigungen der für Fauna und Flora wertvollen Flächen

und Strukturen  und die fachgerechte Umsetzung der  Maßnahmen  zur  Schadensbegrenzung, muss eine

Überwachung durch eine Umweltbaubegleitung mit Fachpersonal erfolgen.

Anlage eines Ersatzlebensraum Rauchschwalbe (CEF-Maßnahme)

21. Die Durchführung des Bebauungsplans einschließlich vorbereitender Maßnahmen ist erst zulässig, wenn für die

Verlust der Nistmöglichkeiten  zweier Rauchschwalben-Brutpaare ein funktionaler Ausgleich in Form von mindestens 4

artspezifisch  geeignete Nisthilfen (Kunstnester) an anderer, geeigneter Stelle entsprechend Ziffer 3.3 der

Artenschutzprüfung II geschaffen worden ist. Die Bedingung ist erfüllt, wenn die erfolgreiche Umsetzung der

Maßnahme nachgewiesen und dauerhaft gesichert ist. Die ordnungsgemäße Umsetzung der CEF-Maßnahme und

ihrer artenschutzrechtliche Funktionsfähigkeit ist der unteren Landschaftsbehörde vor Durchführung des

Bebauungsplans durch eine Person, die nachweislich über die notwendige Fachkunde verfügt, schriftlich zu bestätigen.

Anlage eines Ersatzlebensraum Star (CEF-Maßnahme 2)

22. Die Durchführung des Bebauungsplans einschließlich vorbereitender Maßnahmen ist erst zulässig, wenn für die

Verlust der Nistmöglichkeit eines Star-Brutpaares ein funktionaler Ausgleich in Form von mindestens 3 artspezifisch

geeignete Nisthilfen (Kunstnester) an anderer, geeigneter Stelle entsprechend Ziffer 3.3 der Artenschutzprüfung II

geschaffen worden ist. Die Bedingung ist erfüllt, wenn die erfolgreiche Umsetzung der Maßnahme nachgewiesen und

dauerhaft gesichert ist. Die ordnungsgemäße Umsetzung der CEF-Maßnahme und ihrer artenschutzrechtliche

Funktionsfähigkeit ist der unteren Landschaftsbehörde vor Durchführung des Bebauungsplans durch eine Person, die

nachweislich über die notwendige Fachkunde verfügt, schriftlich zu bestätigen.

 Anlage eines Ersatzlebensraum Haussperling (CEF-Maßnahme 3)

23.Die Durchführung des Bebauungsplans einschließlich vorbereitender Maßnahmen ist erst zulässig, wenn

für die Verlust der Nistmöglichkeiten von vier Haussperling-Brutpaaren ein funktionaler Ausgleich in Form

von mindestens 12  artspezifisch  geeignete Nisthilfen (Kunstnester) an anderer, geeigneter Stelle

entsprechend Ziffer 3.3 der Artenschutzprüfung II geschaffen worden ist. Die Bedingung ist erfüllt, wenn

die erfolgreiche Umsetzung der Maßnahme nachgewiesen und dauerhaft gesichert ist. Die

ordnungsgemäße Umsetzung der CEF-Maßnahme und ihrer artenschutzrechtliche Funktionsfähigkeit ist

der unteren Landschaftsbehörde vor Durchführung des Bebauungsplans durch eine Person, die

nachweislich über die notwendige Fachkunde verfügt, schriftlich zu bestätigen.

Erhalt eines Bruthabitat Kiebitz (CEF-Maßnahme 4)

24. Die Durchführung des Bebauungsplans einschließlich vorbereitender Maßnahmen ist erst zulässig, wenn

für die nördlich gelegene Maßnahmenfläche zum Schutz des im Rahmen des Bebauungsplans Nr. 37 -

Wüllen Nord - Abschnitt 1 angelegten Bruthabitat durch das Aufstellen eines dichten Zaunes zum Schutz

vor Hunden, Katzen und dem Betreten von Spaziergängern gesichert ist. Informationstafeln  auf  ein

Betretungsverbot der Fläche hinweisen. Die Beweidung ist auf die Ansprüche des Kiebitzes abzustimmen.

Die Bedingung ist erfüllt, wenn die erfolgreiche Umsetzung der Maßnahme nachgewiesen und dauerhaft

gesichert ist. Die ordnungsgemäße Umsetzung der CEF-Maßnahme und ihrer artenschutzrechtliche

Funktionsfähigkeit ist der unteren Landschaftsbehörde vor Durchführung des Bebauungsplans durch eine

Person, die nachweislich über die notwendige Fachkunde verfügt, schriftlich zu bestätigen.

           24.1 Entlang des Zaunes soll eine Strauchhecke angepflanzt werden, um die Bewegungsunruhe durch 
Spaziergänger und Radfahrer für die dahinter liegende CEF-Maßnahme zu reduzieren. Die  Fläche  ist
mit  standortheimischen  Sträuchern  entsprechend der Beschreibung  Maßnahmen-Nr. A1 unter Punkt 5.4
des Umweltberichtes zu bepflanzen und zu pflegen.

Anlage einer Leitstruktur für Fledermäuse (CEF-Maßnahme 5)

25. Die Durchführung des Bebauungsplans einschließlich vorbereitender Maßnahmen ist erst zulässig, wenn

für den Verlust der Flugstraße für Fledermäuse ein funktionaler Ausgleich in Form von einer

durchgängigen,  freiwachsenden  Baum-Strauchhecke  aus  standortgerechten,  heimischen Gehölzen im

als Pl gekennzeichneten Bereich entsprechend Ziffer 3.3 der Artenschutzprüfung II geschaffen worden ist.

Um die Kopfweiden als geschützten Landschaftsbestandteil zu erhalten, sollen die Kopfweiden an den

östlichen Rand des Plangebietes versetzt werden. Die Bedingung ist erfüllt, wenn die erfolgreiche

Umsetzung der Maßnahme nachgewiesen und dauerhaft gesichert ist. Die ordnungsgemäße Umsetzung

der CEF-Maßnahme und ihrer artenschutzrechtliche Funktionsfähigkeit ist der unteren

Landschaftsbehörde vor Durchführung des Bebauungsplans durch eine Person, die nachweislich über die

notwendige Fachkunde verfügt, schriftlich zu bestätigen.

Immissionsschutzbezogene  Festsetzungen (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB)

26. Fenster mit Schlafräumen oder anderen Räumen, die zu Schlafzwecken genutzt werden, an denen der 

maßgebliche Außenlärmpegel für die Nachtzeit (45 dB (A)) überschritten wird, sind an der von der maßgeblichen

Lärmquelle abgewandten Gebäudeseite anzuordnen. Ausnahmsweise kann eine Abweichung von Satz 1 

zugelassen werden, wenn die entsprechenden Räume mit schallgedämmten, fensterunabhängige 

Lüftungseinrichtungen ausgestattet werden.

Anpflanzungen,  Erhaltung von Bepflanzungen sowie Bindung für Bepflanzungen und Gewässern

(§ 9 (1) Nr. 25 BauGB)

Flächen für Vorgärten

27.Die Flächen für Vorgärten sind vollflächig zu bepflanzen; notwendige Zugänge und Zufahrten sind

zulässig.

Straßenbäume

28.(1) Für die Anpflanzung sind Laubbäume (Hochstamm) mit einem Stammumfang der 

Sortierung 18/20 zu verwenden. Die Größe der Pflanzbeets beträgt 9 m² als Mindestmaß.

(2) Ausnahmsweise kann eine Abweichung von den Festsetzungen über die Standorte von Bäumen
zugelassen werden, wenn die Abweichung die beabsichtigte Gestaltung des Straßenbildes nicht

beeinträchtigt und die Anzahl der Bäume auf den Straßenverkehrsflächen nicht reduziert wird.

Sonstige Bindungen für Bepflanzungen und Gewässer

29.Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen, die nach den Festsetzungen des Bebauungsplans

anzupflanzen oder zu erhalten sind, sind ordnungsgemäß zu unterhalten; für jede ausgefallene, entfernte,

zerstörte, geschädigte oder in ihrem Aufbau wesentlich veränderte Pflanze ist als Ersatz eine Pflanze

derselben oder zumindest gleichwertigen Art anzupflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Satz 1 gilt

sinngemäß für Gewässer, die nach den Festsetzungen des Bebauungsplans anzulegen oder zu

unterhalten sind.

Örtliche Bauvorschriften  (§ 9 (4) BauGB und § 86 (4) BauO NRW)

Äußere Gestaltung baulicher Anlagen  (§ 86 (1) Nr. 1 BauO NRW)

30.Einzelhäuser, die einseitig ohne seitlichen Grenzabstand errichtet werden, Doppelhäuser und

Hausgruppen sind nach Form, Maßstab, Verhältnis der Baumassen und Bauteile zueinander, Werkstoff

und Farbe einheitlich zu gestalten.

Dächer  (§ 86 (1) Nr. 1 BauO NRW)

31. (1) In dem WA1 und WA2-Gebiet sind Dachaufbauten und Dacheinschnitte zulässig, wenn

1. die Dachneigung größer 35° ist,

2. ihre Gesamtbreite je Dachfläche die Hälfte der darunter liegenden Gebäudewand nicht überschreitet und

3. ihr Abstand zur seitlichen Dachkante mindestens 2,0 m beträgt.

Die Anordnung mehrerer Dachgauben in der Vertikalen ist nicht zulässig.

(2) Ausnahmsweise kann eine Abweichung von der Festsetzung über das Mindestmaß der Dachneigung um bis

zu 10° zugelassen werden. Die Abweichung ist nur zulässig

1. in Verbindung mit einer ausnahmsweise zulässigen Abweichung von der Festsetzung über das

Höchstmaß der Traufwandhöhe in Text Nr. 6 (1) Satz 2 und

2. soweit durch die Abweichung nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 die Festsetzung über die Zulässigkeit eines

zweiten Vollgeschosses in Text Nr. 5 unberührt bleibt.

Die Festsetzung über die Zulässigkeit von Dachgauben und Dacheinschnitte in Text Nr. 21 (1) bleibt unberührt.

Einfriedungen  (§ 86 (1) Nr. 5 BauO NRW)

32. Soweit der Bebauungsplan nichts anderes festsetzt, sind Baugrundstücke entlang der Grenze zu öffentlichen

Grünflächen, Schutzgebieten und Schutzobjekten i. S. des Naturschutzrechts, oberirdischen Gewässern, Flächen

für die Landwirtschaft und Wald sowie zu klassifizierten Straßen mit einer Hecke, einem Maschendraht- oder

Stahlmattenzaun einzufrieden; Zugänge und Zufahrten sind nicht zulässig. Die Höhe der Einfriedung beträgt 1,00 m

als Mindestmaß. Einfriedungen entlang der Grenze zu öffentlichen Verkehrsflächen sind, soweit es sich nicht um

klassifizierte Straßen handelt, nur als Hecken zulässig. Für die Hecken sind standortheimische Gehölze zu

verwenden. Satz 1 und 2 gilt nicht für Einfriedungen entlang der Grenze zu klassifizierten Straßen.

Zizierte Rechtsvorschriften und Regelwerke

33. BauO NRW i. S. dieser Festsetzungen ist die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung

-BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV. NRW. S. 256), zuletzt geändert durch

Artikel 2 des Gesetzes vom  20. Mai 2014 (GV. NRW. S.  294).

34. Entwicklungskonzept für eine externe Kompensationsmaßnahme i. S. dieser Festsetzungen ist das

Entwicklungskonzept für eine externe Kompensationsmaßnahme zum Bebauungsplan Nr. 37 - Wüllen Nord -

Abschnitt 1 der Stadt Ahaus. Erstellt i. A. der Stadt Ahaus von der Lindschulte Ingenieurgesellschaft mbH, Nordhorn.

Nordhorn, im Februar 2016

35. Leitfaden Wirksamkeit von Artenschutzmaßnahmen in NRW i. S. dieser Festsetzungen ist der Leitfaden

"Wirksamkeit von Artenschutzmaßnahmen" für die Berücksichtigung artenschutzrechtlich erforderlicher Maßnahmen

in Nordrhein-Westfalen (Stand: 05.02.2013)

Kennzeichnungen  (§ 9 (5) BauGB)

Nachrichtliche Übernahmen  (§ 9 (6) und (6a) BauGB)

Hinweise
Zitierte Rechtsvorschriften und Regelwerke

1. (1) Geländeoberfläche ist die Fläche, die sich aus der Baugenehmigung oder den Festsetzungen des

Bebauungsplans ergibt, im übrigen die natürliche Geländeoberfläche (§ 2 (4) BauO NRW).

(2) Vollgeschosse sind oberirdische Geschosse, die eine lichte Höhe von mindestens 2,30 m haben. Ein Geschoss

ist nur dann ein Vollgeschoss, wenn es die in Satz 1 genannte Höhe über mehr als drei Viertel der Grundfläche des

darunterliegenden Geschosses hat. (§ 2 (6) BauO NRW).

(3) Wandhöhe ist das Maß von der Geländeoberfläche bis zur Schnittlinie der Wand mit der Dachhaut oder bis zum

oberen Abschluss der Wand. (§ 6 (4) Satz 2 BauO NRW).

(4) Gebäude i. S. der § 65 (1) Nr. 1 BauO NRW sind Gebäude bis zu 30 m³ umbautem Raum ohne

Aufenthaltsräume, Ställe, Aborte oder Feuerstätten; dies gilt nicht für Garagen und Verkaufs- und

Ausstellungsstände.

(5) Technische Regelwerke, auf die in den Festsetzungen des Bebauungsplans Bezug genommen wird (z. B. DIN

4109), werden im Rathaus der Stadt Ahaus, Fachbereich Stadtplanung, Rathausplatz 1, 48683 Ahaus während der

allgemeinen Öffnungszeiten des Rathauses zu jedermanns Einsicht bereitgehalten.

Wasserversorgung

2. (1)  Die Wasserversorgung fällt in die Zuständigkeit der Stadtwerke Ahaus GmbH. Ein Anschluss- und

Benutzungszwang für die öffentliche Wasserversorgung besteht nicht.

(2) Nach § 13 (1) Satz 1 Trinkwasserverordnung (TrinkwV 2001) sind der unteren Gesundheitsbehörde folgende

Maßnahmen schriftlich anzuzeigen:

1. die Errichtung einer Wasserversorgungsanlage spätestens vier Wochen im Voraus,

2. die erstmalige Inbetriebnahme oder die Wiederinbetriebnahme einer Wasserversorgungsanlage spätestens

vier Wochen im Voraus sowie die Stilllegung einer Wasserversorgungsanlage oder von Teilen von ihr innerhalb

von drei Tagen,

3. die bauliche oder betriebstechnische Veränderung an Trinkwasser führenden Teilen einer

Wasserversorgungsanlage, die auf die Beschaffenheit des Trinkwassers wesentliche Auswirkungen haben kann

spätestens vier Wochen im Voraus,

4. der Übergang des Eigentums oder des Nutzungsrechts an einer Wasserversorgungsanlage auf eine andere

Person spätestens vier Wochen im Voraus,

5.die Errichtung oder Inbetriebnahme einer Wasserversorgungsanlage sowie die voraussichtliche Dauer des

Betriebes so früh wie möglich.

Abwasserbeseitigung

3. Für das auf den Grundstücken im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser besteht grundsätzlich Anschluß- 

und Benutzungszwang. Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem Grundstück

anfallenden Niederschlagswassers als Brauchwasser, so hat er dies der Stadt Ahaus anzuzeigen (§ 9 (5) und § 11

Entwässerungssatzung der Stadt Ahaus).

Grundwasserschutz

4. Die Nutzung von Grundwasser zum Betrieb einer Wärmepumpe sowie die Nutzung von Erdwärme durch Erdsonden

und Erdkollekturen bedarf der Erlaubnis nach § 8 WHG.

Wasserschutzgebiet Ortwick

5. Das Plangebiet liegt z. T. in den Schutzzonen III A / III B des Wasserschutzgebiets Ortwick. Auf die

Wasserschutzgebietsverordnung Ortwick vom 19. Januar 2009 (Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 40 - 56) wird

hingewiesen.

Schutz von Bäumen und sonstigen Gehölzen

6. Die weiteren Planungen und sonstigen Maßnahmen im Plangebiet sind, soweit der Schutzbereich von Bäumen

berührt ist, die nach den Festsetzungen des Bebauungsplans zu erhalten oder anzupflanzen sind, frühzeitig mit

der Stadt Ahaus abzustimmen. Die Vorschriften der DIN 18920 sind zu beachten. Als Schutzbereich gilt die

Fläche unter der Baukrone (Traufbereich) zuzügl. 1,5 m, bei Säulenform zuzügl. 5 m nach allen Seiten

Denkmalschutz und Denkmalpflege

7. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der

unteren Denkmalbehörde oder LWL-Archäologie für Westfalen, Münster unverzüglich anzuzeigen und die Fundstelle

mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten. Der LWL-Archäologie für Westfalen oder ihren

Beauftragten ist das Betreten der betroffenen Grundstücke zu gestatten, um ggf. archäologische Untersuchungen

durchführen zu können. Die dafür benötigten Flächen sind für die Dauer der Untersuchung freizuhalten (§§ 15, 16

und 28 DSchG). Erste Erdbewegungen sind 2 Wochen vor Beginn der LWL-Archäologie für Westfalen schriftlich

anzuzeigen.

Telekommunikation

8. Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationmsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und

den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträgers sind der Deutschen Telekom Technik GmbH Beginn und

Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Plangebiet so früh wie möglich, mindestens sechs Monate vor

Baubeginn, schriftlich anzuzeigen.

Kampfmittelräumdienst

9. Nach Angaben des Kampfmittelbeseitigungsdienstes lässt die Luftbildauswertung Kampfmitteleinwirkungen

erkennen.

Vor diesem Hintergrund werden folgende Kampfmittelbeseitigungsmaßnahmen empfohlen:

- Sondieren der Stellungsbereiche, falls diese nach dem Zweiten Weltkrieg nicht überbaut wurden.

Monitoring nach § 4c BauGB

10. Zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung des Bebauungsplans
auftreten, sind folgende, im Umweltbericht angegebene Überwachungsmaßnahmen durchzuführen:

- Innerhalb von 2 Jahren nach Realisierung der Planung wird durch die Stadt Ahaus eine Begehung  des

Geltungsbereichs  durchgeführt,  um  zu  prüfen,  ob  sich  unvorhergesehene erhebliche Umweltwirkungen

abzeichnen. In dieser Zeit wird auch die Ausführung von Vermeidungsmaßnahmen von der Stadt Ahaus durch

Ortsbesichtigung überprüft.

- Die Entwicklung der Strauchhecke (A 1) sowie der Baum & Strauchhecke (CEF 5) soll im Rahmen der

Pflegemaßnahmen überwacht werden bis die Pflanzung derart etabliert ist, dass der Charakter einer

geschlossenen, freiwachsenden Hecke erreicht ist.

- Die Baumpflanzungen innerhalb des Wohngebietes (G 1) sollen im Rahmen der Pflegemaßnahmen  überwacht
werden  bis  diese  als  das  Ortsbild  strukturierende  Solitärgehölze wahrgenommen werden.

- Durch die besondere Situation aufgrund der Nähe des geplanten Wohngebietes zur CEF-Maßnahmenfläche

(CEF 4) wird empfohlen, ein 5-jähriges Monitoring durchzuführen, welches  die  CEF-Maßnahme  begleitet  und

den  Bruterfolg  der  Kiebitze  dokumentiert.  Durch Zwischenberichte ist ggf. zu entscheiden, ob und welche

weitergehenden Maßnahmen zur Optimierung der CEF-Fläche umgesetzt werden sollen. Ist nach Ablauf des

5-jährigen Monitorings der Bruterfolg des Kiebitzes gewährleistet, so kann die Maßnahme als Erfolg gewertet und

die Einflüsse des Wohngebietes auf eine mögliche Verdrängung des Kiebitzes ausgeschlossen werden.

Straßenverkehrslärm

11. (1) Die Landesstraße 560 (Vredener Dyk) führt in Teilen des WA-Gebiets zu Geräuscheinwirkungen , die die

verkehrsbedingten  schalltechnischen Orientierungswerte  nach Beiblatt 1 zu DIN 18005-1 (55 dB(1) tags/ 45 dB(A)

nachts) überschreiten.

(2) In den Teilen des WA-Gebiets, in denen die maßgebenden schalltechnischen  Orientierungswerte überschritten

werden, gelten z.T. besondere Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen für Aufenthaltsräume

in Gebäuden gegen Außenlärm.

Für die Teile des WA-Gebiets, in denen besondere Anforderungen an die Schalldämmung von Außenbauteilen für

Aufenthaltsräume in Gebäuden gelten, ist nach § 8 (4) BauPrüfVO i.V.m. Anlage 4.2/1 Nr. 5 zu Nr. 4.2 der Liste der

Technischen Baubestimmungen  im bauaufsichtlichen Verfahren der Nachweis der Luftschalldämmung  von

Außenbauteilen Bestandteil der Bauvorlagen. Berechnungs- und Beurteilungsgrundlage  für den Nachweis eines

ausreichenden Schallschutzes ist die DIN 4109. Geeignete Fenster und deren Zusatzeinrichtungen

(Rollladenkästen, Lüftungseinrichtungen  usw.) sind anhang der VDI 2719 nachzuweisen.

Sondergebiet - Tiny - siehe Text Nr. 3 und 4  -SO

 E nur Einzelhäuser zulässig         - siehe Text Nr. 9.1 -

Kombiniertes Regenrückhalte- und Regenversickerungsbecken3
Vorhaltefläche für die Anlegung eines Regenklärbecken4
Vorhaltefläche für die Anlegung einer offenen Entwässerung5

FD Flachdach

        Umsetzung CEF-Maßnahmen aus BebauungsplanA1 - siehe Text Nr. 24 -
        Nr. 37 Wüllen Nord Abschnitt 1

abzubrechende Gebäude 
x

x

Abgrenzung der Teile des Plangebiets, für die besondere artenschutzbezogene
Festsetzungen gelten

PI Teile des Plangebiets, für die besondere artenschutzbezogene Festsetzungen
i. S. von Text Nr. 25 gelten

Umgrenzung von Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen 

    Anpflanzen:         Vorgarten1 - siehe Text Nr. 27 -

Immisionsschutzbezogene Festsetzungen
( § 9 (1) Nr. 24 BauGB)

Abgrenzung der Teile der überbaubaren Grundstücksflächen, bei deren Bebauung
besondere Anforderungen an die Schalldämmung von Außenbauteilen für
Aufenthaltsräume in Gebäuden gegen Außenlärm gelten.

Anforderungen i. S. des Lärmpegelbereichs III nach Tabelle 8 der
DIN 4109: 1989-11

- siehe Text Nr. 26 -

Systemschnitt und -detail
maßstabslos

CEF-Maßnahme (CEF5)

Darstellung: Lindschulte Ingenieurgesellschaft mbh

Versetzen:        Kopfweiden      - siehe Text Nr. 25 -

Versorgungsfläche - Elektrizität - Ortsnetzstation

als Bestandteil der CEF-Maßnahmenfläche für Kiebitze
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        Sicherung CEF-Maßnahmen aus BebauungsplanA2 - siehe Text Nr. 24.1 -
        Nr. 37 Wüllen Nord Abschnitt 1

Anlage 04 zur Sitzungsvorlage Nr. V/2018/1049/4

Bebauungsplan 2023

Grundstück ca. 3.800 m2

Sondergebiet - Tiny - 

Mikrohaussiedlung als al-
ternative Wohnform ein-
gebettet in klassischem 
Wohngebietsumfeld
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Ziele
Einfügung in Umgebung und dennoch eigene Identität zeigen

Wohneinheiten bis 60 m2 Grundfläche, eingeschossig, max. 5 m Gebäudehöhe 

Gemeinschaft als zentraler Entwurfsgedanke: Weniger Fläche für eigenes Grund-
stück/ individuelle Wohnfläche, Mehr Fläche für Gemeinschaft: Gemeinschafts-
raum, Gästezimmer, Küche, Wasch- und Geräteraum o.Ä. (Gemeinschaftshaus auch 
zweigeschossig, max. 8 m Gebäudehöhe), 

Gemeinschafts-Freiflächen

Mobilitätskonzept für autofreie Siedlung

Interessenten in erster Linie Junge, Ältere und Einzelpersonen

Nachhaltig (Ressourceneffizienz, Energieverbrauch, Energiequelle, Wassermanage-
ment, Konstruktion und Materialien etc.)
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Ziele
Einfügung in Umgebung und dennoch eigene Identität zeigen

Wohneinheiten bis 60 m2 Grundfläche, eingeschossig, max. 5 m Gebäudehöhe 

Gemeinschaft als zentraler Entwurfsgedanke: Weniger Fläche für eigenes Grund-
stück/ individuelle Wohnfläche, Mehr Fläche für Gemeinschaft: Gemeinschafts-
raum, Gästezimmer, Küche, Wasch- und Geräteraum o.Ä. (Gemeinschaftshaus auch 
zweigeschossig, max. 8 m Gebäudehöhe), 

Gemeinschafts-Freiflächen

Mobilitätskonzept für autofreie Siedlung

Interessenten in erster Linie Junge, Ältere und Einzelpersonen

Nachhaltig (Ressourceneffizienz, Energieverbrauch, Energiequelle, Wassermanage-
ment, Konstruktion und Materialien etc.)

Aufgabe pwp: 

Verfassen der Aufgabenbeschreibung (»Informationsmemorandum«), darin:

•	 Definition der Ziele der Auftraggeberin bzw. der Entwicklung 
	
•	 Erläuterung der Rahmenbedingungen als »Leitplanken« für die Planung
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Ablauf in zwei Stufen

Stufe 1: Bewerbungsverfahren 

Bewerbungsverfahren, um diejenigen Marktteilnehmenden zu identifizieren, 
die aufgrund ihrer Fachkunde, finanziellen und technischen Leistungsfähigkeit 
und Zuverlässigkeit willens und in der Lage sind, das Projekt zu entwickeln 
 

Stufe 2: Indikative Angebote und Konzepte 

Indikative Angebote und Konzepte werden eingereicht, präsentiert und ver- 
handelt

Aufgabe pwp: 
•	 Planung des Ablaufes des Gesamtverfahrens
•	 Erarbeitung Bekanntmachungstext und Bewerbungsformulare 
•	 Auswertung der eingehenden Bewerbungen
•	 Organisation und Durchführung von Aufklärungsgesprächen in Phase 2



Diese Folie ist Bestandteil einer Präsentation und ohne mündliche 
Erläuterung durch die Verfasserin unvollständig.Konzeptvergabe »Mikrohaussiedlung Wüllen Nord« in Ahaus  post welters + partner | Ellen Wiewelhove | 8. März 2024 | 7

Ablauf in zwei Stufen

Bekanntmachung
Start Stufe 1

Bewerbungsfrist

Aufforderung
Start Stufe 2

Einreichung der 
Konzepte

Jurysitzung

Okt Nov Dez Jan Feb

9.10.23 22.11.23

16.2.24

25.1.24

10.11.23

Auftaktgespräche 
mit Teilnehmen-
den

7.12.23
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Stimmberechtigte Mitglieder Stellvertretende Mitglieder

Sachverständige Beratung Vorprüfung

Besetzung der Jury

1.	 N N, Bürgermeister*in, Stadt

2.	 N N, Vorsitz Ausschuss Verkehr und Umwelt, Politik

3.	 N N, Vorsitz Ausschuss Stadtentwicklung, Planen und 
Bauen, Politik

4.	 N N, Stadtplaner*in, Extern

5.	 N N, Stadtplaner*in, Extern

6.	 N N, Architekt*in/ Stadtplaner*in, Extern

7.	 N N, Landschaftsarchitekt*in, Extern

1.	 N N, Erster Beigeordnete*r, Stadt

2.	 N N, stv. Vorsitz Ausschuss Verkehr und Umwelt, Politik

3.	 N N, stv. Vorsitz Ausschuss Stadtentwicklung, Planen u. 
Bauen, Politik

4.	 N N, Stadtplaner*in, Techn. Beigeordnete*r, Stadt

5.	 N N, Architekt*in/ Stadtplaner*in, Extern

•	 N N, Leitung FB Tiefbau, Stadt

•	 N N, Leitung FB Stadtplanung, Stadt

•	 N N, Leitung FB Sicherheit und Ordnung, Stadt

•	 N N, Fraktionsvorsitz/ Ratsmitglied, Politik

•	 N N, Fraktionsvorsitz/ Ratsmitglied, Politik

•	 N N, Fraktionsvorsitz/ Ratsmitglied, Politik

•	 N N, Fraktionsvorsitz/ Ratsmitglied, Politik

•	 N N, Ortsvorsteher*in

•	 N N, Architekt*in, FB Stadtplanung, Stadt

•	 N N, post welters + partner

•	 N N, post welters + partner

•	 N N, post welters + partner
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Stimmberechtigte Mitglieder Stellvertretende Mitglieder

Sachverständige Beratung Vorprüfung

Besetzung der Jury

1.	 N N, Bürgermeister*in, Stadt

2.	 N N, Vorsitz Ausschuss Verkehr und Umwelt, Politik

3.	 N N, Vorsitz Ausschuss Stadtentwicklung, Planen und 
Bauen, Politik

4.	 N N, Stadtplaner*in, Extern

5.	 N N, Stadtplaner*in, Extern

6.	 N N, Architekt*in/ Stadtplaner*in, Extern

7.	 N N, Landschaftsarchitekt*in, Extern

1.	 N N, Erster Beigeordnete*r, Stadt

2.	 N N, stv. Vorsitz Ausschuss Verkehr und Umwelt, Politik

3.	 N N, stv. Vorsitz Ausschuss Stadtentwicklung, Planen u. 
Bauen, Politik

4.	 N N, Stadtplaner*in, Techn. Beigeordnete*r, Stadt

5.	 N N, Architekt*in/ Stadtplaner*in, Extern

•	 N N, Leitung FB Tiefbau, Stadt

•	 N N, Leitung FB Stadtplanung, Stadt

•	 N N, Leitung FB Sicherheit und Ordnung, Stadt

•	 N N, Fraktionsvorsitz/ Ratsmitglied, Politik

•	 N N, Fraktionsvorsitz/ Ratsmitglied, Politik

•	 N N, Fraktionsvorsitz/ Ratsmitglied, Politik

•	 N N, Fraktionsvorsitz/ Ratsmitglied, Politik

•	 N N, Ortsvorsteher*in

•	 N N, Architekt*in, FB Stadtplanung, Stadt

•	 N N, post welters + partner

•	 N N, post welters + partner

•	 N N, post welters + partner

Aufgabe pwp: 

•	 Empfehlungen zur strukturellen Besetzung des Gremiums
	
•	 Vorschläge für externe Fachleute, deren Ansprache und Terminkoordination
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Jurysitzung

Präsentation durch die Teilnehmenden
(über Beamer, nacheinander)

Anschließend Bewertung der Jury an den 
Plänen

Aufgabe pwp: Planung & Organisation, Einladung, Moderation, Protokollierung
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Ergebnisse
mlab.design GmbH, 
Aachen

Wenker GmbH & Co. KG, 
Ahaus

Tenhündfeld 
Gesellschaft für schlüsselfertiges Bauen mbH, AhausTerhalle Holzbau GmbH, Ahaus
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Ergebnisse
mlab.design GmbH, 
Aachen

Rang 4

Rang Rang 11 Rang 3

Rang 2

Terhalle Holzbau GmbH, Ahaus

Wenker GmbH & Co. KG, 
Ahaus

Tenhündfeld 
Gesellschaft für schlüsselfertiges Bauen mbH, Ahaus
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Ergebnisse
mlab.design GmbH, 
Aachen

Rang Rang 44

Rang Rang 11 Rang Rang 33

Rang Rang 22Wenker GmbH & Co. KG, Wenker GmbH & Co. KG, 
AhausAhaus

Tenhündfeld 
Gesellschaft für schlüsselfertiges Bauen mbH, AhausTerhalle Holzbau GmbH, Ahaus

Aufgabe pwp: Dokumentation, Vorstellung Ergebnis in politischen Gremien
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Beurteilungskriterien

Städtebauliche Qualität (20 %)

Architektonisch-funktionale Qualität (20 %)

Ergänzende gemeinschaftliche Nutzungen (10 %)

Freiraumqualität (20 %)

Verkehr und Mobilität (10 %)

Energetische und ökologische Qualität (20 %)

Aufgabe pwp: Beratung zur Aufstellung der Kriterien in der Vorbereitungsphase
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Erkenntnisse und Empfehlungen

•	 Durchmischung unterschiedlich großer Einheiten für heterogene Be-
wohnerschaft

•	 Freie bzw. flache hierarchische Unterscheidung zwischen privaten und 
öffentlichen Freiräumen; wenn Einfriedung, dann natürlich

•	 Höhere Dichte mit mehr Wohneinheiten und höheren Gebäuden mög-
lich

•	 Einzelne Module bieten große Flexibilität, individuelle Anpassungen 
ergeben keine neue städtebauliche Setzung, so dass der dörfliche 
Charakter erhalten bleibt

•	 Weitere Begleitung durch den Gestaltungsbeirat
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Fazit

Konkurrierendes Verfahren - auch bei Konzeptvergaben und wenn es 
um Kleines Wohnen geht - zeigt: breites Spektrum der Vorschläge mit 
vielfältigen Konzeptideen.

Der Vergleich und die Auswahl lohnen sich.



Vielen Dank!


